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2006 auf einen Blick
Aktive Versicherte 7072

Rentner/Rentnerinnen 1512

Angeschlossene Arbeitgeber 95

Eintritte Versicherte 969

Austritte Versicherte 810

in Mio. CHF

Bilanzsumme 2046

Sparkapital Versicherte 1138

Deckungskapital Renten 637

Reserven 270

Beitragsvolumen 98

Nettoergebnis aus Vermögensanlage 149

Renten- und Kapitalauszahlungen 55

Austrittsleistungen und Vorbezüge 44

Eintrittsleistungen und Einlagen 37

Performance Wertschriften 8,5 %

Performance Immobilien 6,6 %

Performance Hypotheken 4 %

Gesamtperformance 8 %

Zins auf Sparguthaben 3 %

Zins auf Rentenkapital (systembedingt) 4 %

Technischer Zinssatz 4 %

Bewertung Wertschriften Verkehrswert

Bewertung Immobilien DCF

Deckungsgrad 110,4 %

Editorial

Permanente Baustelle

Am 31. August
2006 hat der
Kantonsrat das
neue Gesetz über
die Zuger Pen-
sionskasse ver-
abschiedet. Im
Oktober wurde
bei der Staats-
kanzlei das Refe-

rendum gegen die Vorlage eingereicht. Die
Volksabstimmung findet am 17. Juni 2007
statt. Das neue Pensionskassengesetz
kann damit – wenn überhaupt – frühestens
auf das Jahr 2008 in Kraft treten. Mit jedem
Jahr, um das sich die Einführung des 
neuen Gesetzes verzögert, entstehen der
Pensionskasse höhere Verluste. Im Jahr
2007 belaufen sich diese bereits auf über
17 Mio. Franken. Dass unsere Kasse der-
artige Verluste auf die Dauer nicht mehr 
tragen kann, dürfte jedermann bzw. -frau
einleuchten. Eine neue PK-Lösung mit mehr
Finanzierungssicherheit liegt damit in 
unser aller Interesse. 

Das geltende Gesetz über die Pensions-
kasse des Kantons Zug stammt aus dem
Jahre 1994. Seit damals kamen neue Ge-
setze auf Bundesebene wie das Freizügig-
keitsgesetz (FZG) und das Gesetz über
Wohneigentumsförderung (WEF) hinzu.
Auch wurde das BVG umfassend revidiert.
Nachdem ein erster Entwurf zu einem neu-
en Pensionskassengesetz im Jahre 2001 in
der Vernehmlassung auf heftigen Wider-
stand gestossen war, entschied die Re-
gierung im Frühjahr 2002 – nach einer 
Denkpause – die Revisionsarbeiten neu 
aufzugleisen. Ende Mai 2006 brachte sie 
eine Vorlage ins Parlament, die von allen
Sozialpartnern als ausgewogen akzeptiert
wurde. Das Parlament mochte dem Regie-
rungsrat nicht in allen Teilen folgen und än-
derte die Vorlage in einigen Punkten ab. Bei
allem Verständnis für die Enttäuschung,

die sich nach dem Kantonsratsentscheid
eingestellt hat, gilt es aber zu bedenken,
dass bei einem Erfolg des Referendums ei-
ne neue Vorlage nicht zwingend «besser
ausfallen» muss. Umso mehr, als auf Bun-
desebene ja bereits ernsthaft über eine
neuerliche Senkung des Umwandlungssat-
zes diskutiert wird. Wie bei allen komplexen
Gebilden gibt es auch beim neuen Pen-
sionskassengesetz gewisse Punkte, mit 
denen man sich weniger anfreunden kann.
Wie andernorts üblich, ist es auch hier 
ratsam, Vor- und Nachteile abzuwägen, 
Einzelheiten zu relativieren und die Bedeu-
tung der Sache als Ganzes zu sehen. Im-
merhin bringt der Neuerlass Finan-
zierungssicherheit sowie weitere Vorteile 
und Modernisierungen.

Wie auch immer der Urnengang ausfällt,
die zweite Säule bleibt eine permanente
Baustelle. So steht aktuell in Bern eine 
weitere Herabsetzung des Umwandlungs-
satzes zur Diskussion. Konkret schlägt 
der Bundesrat vor, den Satz bis 2011 auf 
6,4 % zu senken (statt 6,8 % bis 2015). 
Hängig im Parlament sind zudem neue Re-
geln zum Mindestzinssatz und zum Wech-
sel der Vorsorgeeinrichtungen. Neu sollen
auch Anreize zum Weiterarbeiten nach dem
Alter 65 geschaffen werden. Die Rege-
lungsdichte nimmt stetig zu; der Aufwand
für Administration und Beratung der Kasse
steigt. Ein guter Grund mehr, die Zuger 
Pensionskasse als zuverlässigen, kompe-
tenten und sicheren Partner an seiner 
Seite zu wissen.

Pensionskasse des Kantons Zug

Der Präsident
Roman Balli

Vor zwanzig Jahren ist Hans Müller als Vertreter des 

Gemeindepersonals in den Vorstand gewählt worden. 

Seine Tätigkeit im Vorstand zählte er zweifelsfrei zu den

freudvollen Aufgaben. In diesen zwei Jahrzehnten hat er die

Anliegen der Pensionskasse tatkräftig unterstützt und deren

Entwicklung massgeblich mitgestaltet. Er zeichnete sich

durch seinen Sachverstand und sein unabhängiges Urteil

aus. Die Gesundung der Kasse war Hans Müller ein beson-

deres Anliegen und er setzte sich dafür ein, dass 

das bestehende Defizit abgebaut, Reserven geschaffen und

die Finanzierungssicherheit verbessert wurde. Mit 

Beharrlichkeit hat er sich immer für eine freiheitliche 

Entwicklung der Kasse eingesetzt. Als Vertreter der Arbeit-

nehmenden nahm er – stets unter dem Aspekt des Machba-

ren – konsequent und mit einem ausgewogenen sozialen

Engagement die Interessen der Versicherten wahr. 

Eine Amtsperiode lang war Esther Britschgi Mitglied des

Vorstandes. Als Gemeinderätin und Arbeitgebervertreterin

nahm sie die Interessen der Gemeinden wahr. Mit ihren aus-

gezeichneten Kenntnissen der Sozialpolitik ist es ihr leicht

gefallen, massgeblich mitzureden und Weichen zu stellen.

Mit gesundem Menschenverstand und einem bemerkens-

werten Augenmass für das Machbare hat sie mit Vorliebe

pragmatische Lösungen unterstützt.

Herzlich danken wir Esther Britschgi und Hans Müller für

ihren grossen Einsatz. Wir werden ihre grosse und lang-

jährige Erfahrung vermissen.

Es ist ein Glücksfall, dass wir mit der engagierten Gemein-

derätin Regula Hürlimann aus Hünenberg und dem ausge-

wiesenen Finanzfachmann Markus Steiner aus Neuheim

zwei versierte Nachfolger gefunden haben. Wir wünschen

beiden Neumitgliedern, dass die Vorstandsarbeit zu ihren

interessanten Aufgaben gehören mögen. Wir heissen sie

herzlich willkommen und freuen uns auf eine erfolgreiche

Zusammenarbeit.

Personelles
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Arbeitsintegration

Beim Case Management ist abso-

lute Vertraulichkeit zentral. Die

Rolle der Pensionskasse als rei-

ner Rentenzahler ist Geschichte.

Ein Case Management (CM) ist aus

verschiedenen Perspektiven sinn-

voll. Indem es eine Ausgliederung

aus dem Erwerbsleben und somit 

eine Invalidisierung verhindern hilft,

dient es nicht nur den Arbeitneh-

menden. Die Erhaltung der Arbeits-

fähigkeit verhindert auch, dass

wichtiges Know-how im Unterneh-

men verloren geht, was letztlich dem

Arbeitgeber zugute kommt. Ausser-

dem kommt es nicht zu einem 

weiteren dramatischen Anstieg der

Risikoprämien. Die Verhinderung

von Invalidisierungen hat auch eine

gesellschaftliche Bedeutung. Von 

einer Invalidität Betroffene sollen

nicht mit Geld abgespiesen, sondern

wieder in den Arbeitsprozess inte-

griert werden.

Nur einer kann den Lead haben

Es gibt verschiedene Player, die CM

betreiben wollen, was die Sache

nicht einfacher macht, denn «viele

Köche verderben den Brei». Die Be-

mühungen und die Ressourcen müs-

sten koordiniert werden. Aber wer

kommt dafür in Frage?

Der Arbeitgeber ist der Erste, der

von einem möglichen Fall Kenntnis

hat. Das Problem ist aber, dass er

aus Sicht des Betroffenen nicht neu-

tral ist. Auch der Krankentaggeld-

versicherer weiss früh Bescheid, 

hat aber, da er maximal zwei Jahre

Leistungen erbringen muss, wenig

Interesse am Vermeiden von Inva-

lidisierungen. Die geplanten Mass-

nahmen im Rahmen der 5. IV-Revision

sind zwar gut, Wunder darf man da-

von aber nicht erwarten, weil die IV-

Stellen überlastet sind. Da macht es

durchaus Sinn, einen privaten, un-

abhängigen Anbieter mit der Durch-

führung des CM zu beauftragen.

Die Rolle der Pensionskasse

Natürlich hat die Pensionskasse als

Rentenversicherer ein grosses In-

teresse an einer Schadenminde-

rung. Dadurch und aufgrund ihrer

Nähe zum Arbeitgeber ist die so

wichtige Neutralität jedoch einge-

schränkt. Ausserdem hat die Pen-

sionskasse bisher leider meist zu-

letzt von einem Fall erfahren, in 

der Regel erst im Rentenfall.

Der Beitrag der Pensionskasse liegt

deshalb darin, dass sie den Arbeit-

gebenden die Durchführung eines

CM durch einen völlig unabhängigen

privaten Anbieter offeriert und die

Kosten dafür übernimmt. Den Ar-

beitgebenden kommt aber eine 

absolut zentrale Rolle zu, denn die

wichtigste Voraussetzung für den 

Erfolg ist die Früherfassung der län-

ger dauernden Arbeitsunfähigkei-

ten. Die absolut vertrauliche Be-

handlung sensibler Kenntnisse und

die Einhaltung des Datenschutzes

sind selbstverständlich. Der unab-

hängige Case Manager ist der per-

sönliche Berater und die Vertrau-

ensperson des Versicherten und nur

diesem verpflichtet. 

Chance wahrnehmen

Wir ermuntern und bitten sowohl die

Arbeitgebenden wie auch die Arbeit-

nehmenden, vertrauensvoll die 

freiwillige Dienstleistung der Pen-

sionskasse rechtzeitig in Anspruch 

zu nehmen. Es gilt, diese Chance zu

nutzen und Invalidisierungen mit

entsprechenden menschlichen und

finanziellen Folgen zu verhindern.

Case Management (CM)
Erfolg durch Vertraulichkeit

Othmar Müller
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Vor dem Volksentscheid

Gesetzesrevision – 
Die Referendumsvorlage

hen Sie aus der nachstehenden ta-

bellarischen Darstellung der Vorsor-

gelösung. Durch die Umstellung des

Vorsorgeplanes müssen die bisher

Versicherten infolge der reduzierten

Spargutschriften und des tieferen

Umwandlungssatzes individuelle

Renteneinbussen in Kauf nehmen,

die bei bestimmten Voraussetzun-

gen (Alter und Beitragsdauer) durch

eine Besitzstandslösung teilweise

gemildert werden.

Am 31. August 2006 hat der Kan-

tonsrat das neue Gesetz über die

Pensionskasse definitiv verabschie-

det. Wir haben Sie im September mit

einer Sonderausgabe der pknews

umfassend informiert. Gegen die

Vorlage wurde das Referendum er-

griffen. Am 17. Juni 2007 findet die

Volksabstimmung statt. Die Abstim-

mungsbroschüre zu dieser Abstim-

mung informiert sehr umfassend.

Die wichtigsten Änderungen erse-
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Das bisherige und das neue Pensionskassengesetz im Vergleich

bisher neu
Leistungsziel (Altersrente) 57% des versicherten Lohnes 59 % des versicherten Lohnes
Koordinationsabzug 25% des anrechenbaren Lohnes, 25 % des anrechenbaren Lohnes, 

höchstens Fr. 26 520.– höchstens Fr. 23 205.–
Anzahl Versicherungsjahre 39 Jahre 40 Jahre
Ordentliches Rücktrittsalter 64. Altersjahr 65. Altersjahr
Umwandlungssatz 7,2% 6,8%

(Senkung von 7,2% auf 6,8% innert sieben
Jahren, abhängig vom Jahrgang)

Möglichkeit der vorzeitigen Pensionierung Ab dem 59. Altersjahr, pro Monat vorzei- Ab dem 60. Altersjahr, pro Monat vorzei-
tigen Rücktritts wird die Rente gekürzt tigen Rücktritts wird die Rente gekürzt um:
um 0,015 Prozent 0,0075 Prozent während fünf Jahren ab In-

krafttreten des neuen Gesetzes, nachher 
um 0,015 Prozent

Überbrückungsrente Drei Jahresrenten à je Fr. 23 868.– Der Gesamtbetrag von Fr. 71 604.– (drei
(Regelung für Kantonsangestellte) ab Alter 62 Jahresrenten à Fr. 23 868.–) kann auf bis zu

fünf Jahre aufgeteilt werden (Erleichterung
der vorzeitigen Pensionierung ab Alter 60)

Max. beziehbares Alterskapital 50% des vorhandenen Sparkapitals 50% des vorhandenen Sparkapitals
(Antragstellung bis drei Jahre vor der (Antragstellung bis sechs Monate vor der
Pensionierung) Pensionierung)

Invalidenrente 60% des versicherten Lohnes unverändert
Ehegattenrente bzw. Lebenspartnerrente 45% des versicherten Lohnes unverändert

bzw. 70% der Altersrente
Waisenrente 12% des versicherten Lohnes unverändert

bzw. 20% der Altersrente
Invalidenkinderrente bzw. Alterskinderrente 20% der Invaliden- bzw. der Altersrente unverändert
Todesfallkapital 20% des versicherten Lohnes Entspricht der Freizügigkeitsleistung, 

mindestens 100%, maximal 300% des 
versicherten Lohnes

Teuerungsanpassung der laufenden Renten Ausgleich entsprechend der gewährten Ausgleich, soweit es die finanzielle Lage
Lohnteuerung für die Mitarbeiterinnen und der Pensionskasse erlaubt 
Mitarbeiter der kantonalen Verwaltung

Arbeitnehmerbeitrag 9,3% des versicherten Lohnes 8,8% des versicherten Lohnes (zuzüglich 
Zusatzbeitrag von 0,5% während den 
ersten fünf Jahren)

Arbeitgeberbeitrag 14,7% des versicherten Lohnes 13,7% des versicherten Lohnes (zuzüglich
Zusatzbeitrag von 1,0% während den 
ersten fünf Jahren).

Zusatzbeiträge zur Finanzierung der keine 0,5% des versicherten Lohnes 
Einmaleinlage für Altersleistungen für Arbeitnehmer
befristet auf fünf Jahre 1,0% des versicherten Lohnes 

für Arbeitgeber
Spargutschriften Altersabhängig gestaffelte Gutschriften: Einheitliche Gutschriften über die Lebens-
(% des versicherten Lohns) 14,6% im Alter 25–34 arbeitszeit von 18,5% im Alter 25–65

18,3% im Alter 35–44
22,3% im Alter 45–54 Keine Umverteilung von Jung zu Alt mehr
26,5% im Alter 55–Rücktritt 

Zusätzliche Versicherungsvariante keine Erhöhung des Sparbeitrages um maximal 
3% nach Wahl des Versicherten möglich

Staatsgarantie Ja unverändert
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Betriebsrechnung 2006

Anhang 31.12.2006 Vorjahr

CHF *

Ordentliche und übrige Beiträge und Einlagen 103 822 844.00 100 877 221.40 

Beiträge Arbeitnehmer 38 154 974.20 36 700 014.80 

Beiträge Arbeitgeber 60 302 774.30 58 015 849.05 

Einlagen Arbeitnehmer 5.2.1 4 602 545.25 5 431 538.00 

Einlagen Arbeitgeber 5.2.1 762 550.25 720 812.65 

Zuschüsse Sicherheitsfonds - 9 006.90 

Eintrittsleistungen 31 277 135.70 31 501 695.35 

Freizügigkeitseinlagen 5.2.1 28 868 160.65 29 224 524.35 

Einzahlungen bei Scheidung 5.2.1 1 435 396.85 1 095 171.00 

Rückzahlungen Wohneigentumsförderung 5.2.1 973 578.20 1 182 000.00 

ZUFLUSS AUS BEITRÄGEN UND EINTRITTSLEISTUNGEN 135 099 979.70 132 378 916.75 

Reglementarische Leistungen -55 298 265.95 -52 861 103.70 

Altersrenten 2.3 -38 950 743.00 -35 600 235.20 

Hinterlassenenrenten 2.3 -7 324 982.40 -6 925 115.50 

Invalidenrenten 2.3 -3 606 925.95 -3 377 278.20 

Übrige reglementarische Leistungen -119 496.20 -112 162.95 

Kapitalleistungen bei Pensionierung 5.2.2 -5 276 578.40 -6 800 437.75 

Kapitalleistungen bei Tod 5.2.2 -19 540.00 -45 874.10 

Austrittsleistungen -44 382 002.95 -44 972 730.90

Freizügigkeitsleistungen 5.2.1 -34 831 294.10 -36 682 022.95 

Auszahlungen bei Scheidung 5.2.1 -1 695 708.85 -1 981 234.55 

Vorbezüge Wohneigentumsförderung 5.2.1 -7 855 000.00 -6 309 473.40 

ABFLUSS FÜR LEISTUNGEN UND VORBEZÜGE -99 680 268.90 -97 833 834.60

Auflösung/Bildung Vorsorgekapitalien u. techn. Rückstellungen -110 071 915.75 -137 465 150.55 

Auflösung Vorsorgekapital Aktive Versicherte 5.2.1 112 637 420.40 100 852 994.45 

Auflösung Vorsorgekapital Rentner 5.2.2 55 298 265.95 52 861 103.70 

Bildung Vorsorgekapital Aktive Versicherte 5.2.1 -119 230 164.35 -123 950 204.00 

Bildung Vorsorgekapital Rentner 5.2.2 -85 763 953.05 -74 325 948.80 

Bildung technische Rückstellungen 5.4 -17 000 000.00 -45 000 000.00 

Verzinsung Vorsorgekapital Aktive Versicherte -32 675 604.70 -26 288 375.90 

Verzinsung Vorsorgekapital Rentner -23 337 880.00 -21 614 720.00 

Versicherungsaufwand -12 931 225.00 -624 921.00 

Versicherungsprämien -12 355 735.00 - 

Einmaleinlagen bei Versicherungen - - 

Abgabe an Sicherheitsfonds -575 490.00 -624 921.00 
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Anhang 31.12.2006 Vorjahr

CHF *

NETTO-ERGEBNIS AUS DEM VERSICHERUNGSTEIL -87 583 429.95 -103 544 989.40 

Netto-Ergebnis aus Vermögensanlagen 6.6 148 712 472.15 229 716 197.01 

Ertrag aus Wertschriften und Guthaben 29 030 083.06 26 696 236.21 

Ertrag aus Grundpfandforderungen 1 204 850.40 1 328 890.60 

Ertrag aus Immobilien 16 450 155.60 14 530 458.80 

Realisierte Kurs- und Devisenverluste auf Wertschriften -1 635 665.14 -844 962.47 

Realisierte Kurs- und Devisenverluste auf Immobilien - -96.52 

Realisierte Kurs- und Devisengewinne auf Wertschriften 8 034 195.23 13 694 426.07 

Realisierte Kurs- und Devisengewinne auf Immobilien 0.55 25 440.00 

Bewertungsverluste auf Wertschriften -19 918 567.19 -4 449 787.40 

Bewertungsverluste auf Immobilien -2 541 875.15 -1 342 451.05 

Bewertungsgewinne auf Wertschriften 105 476 613.29 174 500 568.58 

Bewertungsgewinne auf Immobilien 14 199 566.05 7 567 076.23 

Debitorenverluste -9 541.70 - 

Aufwand der Vermögensverwaltung Wertschriften -1 409 326.00 -1 333 453.74 

Aufwand der Vermögensverwaltung Immobilien -168 016.85 -656 148.30 

Sonstiger Ertrag 1 148 820.15 1 117 203.15

Verwaltungskostenbeiträge Arbeitgeber 750 748.70 722 556.00 

Übrige Erträge 398 071.45 394 647.15 

Sonstiger Aufwand -71 106.80 -100 077.85 

Verzugszinsen -1 106.80 -77.85 

Abschreibungen auf EDV -70 000.00 -100 000.00 

Verwaltungsaufwand 7.4 -1 330 907.70 -1 342 192.00

ERTRAGSÜBERSCHUSS VOR BILDUNG 

WERTSCHWANKUNGSRESERVE 60 875 847.85 125 846 140.91 

Bildung Wertschwankungsreserve -60 875 847.85 -125 846 140.91 

* Rechnung umgestellt auf Swiss GAAP FER 26
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Bilanz per 31. Dezember 2006

Anhang 31.12.2006 Vorjahr

CHF

Aktiven

Vermögensanlagen 4.2 2 046 152 325.96 1 876 033 960.06

Umlaufvermögen 86 292 598.90 81 568 575.60

Flüssige Mittel und Geldmarktanlagen 63 162 325.13 65 396 327.73

Forderungen Beiträge Arbeitgeber 13 352 006.60 13 935 935.25

Forderungen an Dritte 9 778 190.02 2 232 491.12

Aktive Rechnungsabgrenzung 77.15 3 821.50

Anlagevermögen 6.4 1 959 859 727.06 1 794 465 384.46

Obligationen Schweiz 371 694 000.00 324 225 963.15

Obligationen Ausland CHF 180 031 195.17 157 194 469.08

Obligationen Ausland FW 150 982 309.89 144 938 546.34

Grundpfandforderungen an Mitglieder 7 414 000.00 9 973 000.00

Grundpfandforderungen an Anlagestiftungen 41 650 777.30 41 986 812.60

Übrige Darlehen 0.00 0.00

Immobilien Direktanlagen 7.1 266 541 125.50 240 888 861.90

Immobilien Beteiligungen 7.2 187 238 780.60 153 378 613.05

Aktien Schweiz 429 096 373.31 419 571 283.56

Aktien Ausland 325 163 863.69 302 197 010.23

EDV, Mobilien und Einrichtungen 47 301.60 110 824.55

TOTAL AKTIVEN 2 046 152 325.96 1 876 033 960.06

Passiven 

Verbindlichkeiten 1 127 552.10 2 114 286.15

Freizügigkeitsleistungen und Renten 1 127 552.10 2 114 286.15

Passive Rechnungsabgrenzung 372 070.75 239 585.25

Nicht-technische Rückstellungen 55 831.30 30 980.45

Vorsorgekapitalien und technische Rückstellungen 1 851 046 505.15 1 740 974 589.40

Vorsorgekapital Aktive Versicherte 5.2.1 1 137 795 982.15 1 098 527 633.50

Vorsorgekapital Rentner 5.2.2 637 250 523.00 583 446 955.90

Passiven aus Versicherungsverträgen 0.00 0.00

Technische Rückstellungen 76 000 000.00 59 000 000.00

Wertschwankungsreserve 6.3 193 550 366.66 132 674 518.81

Freie Mittel 0.00 0.00

TOTAL PASSIVEN 2 046 152 325.96 1 876 033 960.06
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1 Grundlagen und Organisation

1.1 Rechtsform und Zweck

Die Pensionskasse des Kantons Zug ist eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit

eigener Rechtspersönlichkeit mit Sitz in Zug. Sie betreibt als registrierte 

Vorsorgeeinrichtung die obligatorische und überobligatorische berufliche Vor-

sorge nach dem Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen-

und Invalidenvorsorge (BVG) für das Staatspersonal, die Lehrkräfte an den Kan-

tons-, Berufs- und Volksschulen sowie das Personal angeschlossener Arbeitgeber.

1.2 Registrierung BVG und Sicherheitsfonds

Die Pensionskasse des Kantons Zug ist im Register für die berufliche Vorsorge

unter der Ordnungsnummer ZG 0027 eingetragen. Sie ist dem Freizügig-

keitsgesetz unterstellt und entrichtet dem Sicherheitsfonds BVG-Beiträge.

1.3 Angaben der Urkunde und Reglemente

Das aktuell gültige Gesetz über die Pensionskasse des Kantons Zug datiert

vom 1. September 1994. Derzeit befindet sich dieses Gesetz in einer Totalre-

vision. Das Reglement für die Vermögensanlagetätigkeit und die Richtlinien

für die Vermögensanlage, die Richtlinien für Immobilienanlagen und die Richt-

linien für die Rechnungslegung datieren von 1997. In den Folgejahren, letztmals

2006, erfolgten Anpassungen. Im Berichtsjahr wurden die bestehenden 

Reglemente mit Richtlinien zur Bildung von Reserven und Rückstellungen

und einem Reglement über die Durchführung einer Teilliquidation ergänzt.

1.4 Paritätisches Führungsorgan/Zeichnungsberechtigung

Der Vorstand ist das oberste paritätisch zusammengesetzte Organ und in 

allen Angelegenheiten der Kasse zuständig. Ihm gehören 4 Vertreter der 

Arbeitgeber und 4 Vertreter der Arbeitnehmer an. Es sind dies:

Amtsdauer
Roman Balli Präsident AG lic. iur. bis Ende 2010
Peter Hegglin Vizepräsident AG Finanzdirektor bis Ende 2010
Regula Hürlimann AG Gemeinderätin bis Ende 2010
Marianne Lüthi AG dipl. Treuhandexpertin bis Ende 2010
Jeannette Baumann AN Direktorin bis Ende 2010
Josef Kaufmann AN Personalassistent bis Ende 2010
Markus Kehrli AN Sekundarlehrer bis Ende 2010
Markus Steiner AN Finanzverwalter bis Ende 2010

Othmar Müller Geschäftsleiter

Die Geschäftsstelle führt die Geschäfte nach den Weisungen des Vorstan-

des und setzt dessen vorgegebene Ziele und Strategien um. Die zeich-

nungsberechtigten Mitglieder des Vorstandes und der Geschäftsstelle

zeichnen kollektiv zu zweien.

Anhang zur Jahresrechnung
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1.5 Experten, Revisionsstelle, Berater, Aufsichtsbehörde, 

Loyalitätsbestimmungen 

Experte:

LCP Libera AG, Vorsorgeexperten, Zürich

Der Experte hat periodisch Prüfungen vorzunehmen. Er bestätigt die geset-

zeskonformen versicherungstechnischen Änderungen der gesetzlichen

Grundlagen und erstellt periodisch Deckungskapitalberechnungen und ver-

sicherungstechnische Gutachten.

Kontrollstelle:

Finanzkontrolle des Kantons Zug

Die Kontrollstelle prüft die Jahresrechnung, Alterskonten, Geschäftsführung

und Vermögensanlage gemäss Gesetz und Verordnung. Sie erstattet jähr-

lich Bericht an die Organe der Pensionskasse.

Investmentbeurteilung:

Durch die Firma Complementa Investment-Controlling AG werden jährlich im

Rahmen eines Risiko-Check-up die Risikofähigkeit unserer Kasse beurteilt,

das Rendite- und Risikopotenzial unserer Vermögensstruktur untersucht

und die notwendigen Schwankungsreserven berechnet. Von der UBS Bu-

siness Banking Investment Services lassen wir im Rahmen einer Portfolio-

analyse periodisch unser Wertschriftenportfolio beurteilen.

Aufsichtsbehörde:

Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (ZBSA), 

Bundesplatz 14, 6002 Luzern

Die Aufsichtsbehörde wacht darüber, dass wir die gesetzlichen Vorschriften

einhalten, fordert jährliche Berichterstattung über die Geschäftstätigkeit

und nimmt Einsicht in die Berichte der Kontrollstelle und des Experten für

berufliche Vorsorge.

Umsetzung der Loyalitätsbestimmungen:

Mitarbeitende der Pensionskasse, die mit der Bewirtschaftung des Pen-

sionskassenvermögens betraut sind, haben erhöhte Anforderungen an die

Loyalität zu erfüllen. Sie unterstehen dem Verhaltenskodex der beruflichen

Vorsorge. Neu werden als Beitrag zur Vertrauensbildung ihre privaten Einkom-

mens- und Vermögensverhältnisse jährlich überprüft. Die Beurteilung der

Einkommens- und Vermögensverhältnisse und der privaten Vermögensanla-

getätigkeit der Jahre 2003–2005 wurde bereits durch einen unabhängigen,

externen Experten vorgenommen. Es wurde Ordnungsmässigkeit festgestellt.



99

1.6 Angeschlossene Arbeitgeber

2006 haben das Seminar Bernarda, Menzingen, und das Seminar Heilig-

kreuz, Cham, ihre Tätigkeit aufgegeben. Ab Januar 2007 versichern die 

Sonnenbergschule in Baar und das Kloster Heiligkreuz in Cham ihr Personal 

bei unserer Vorsorgeeinrichtung.

Beachten Sie bitte das Verzeichnis der Arbeitgeber auf Seite 24.

2 Aktive Versicherte und Rentner

2.1 Aktive Versicherte

Bestand am 31.12.2006 31.12.2005
Alter und Risiko Frauen 4040 3922
Alter und Risiko Männer 2737 2716
Risiko Frauen 248 221
Risiko Männer 47 54
Total 7072 6913

Versicherte mit mehreren Teilpensen sind allenfalls unter mehreren Arbeit-

gebern aufgeführt und mehrfach gezählt.
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2.2 Versichertenbestand nach Gruppen

Männer Frauen Total in %
Allgemeine Verwaltung Kanton 
und kant. Anstalten 1221 777 1998 28,3
Gemeindeverwaltungen 315 327 642 9,1
Lehrkräfte Volksschulen 542 1132 1674 23,7
Spitäler und Heime 318 1271 1589 22,5 
Angeschlossene Institute 388 781 1169 16,5
Total Versicherte 2784 4288 7072 100

Versicherte mit mehreren Teilpensen sind allenfalls unter mehreren Arbeit-

gebern aufgeführt und mehrfach gezählt.

2.3 Rentner

Bestand am 31.12.2006 31.12.2005
Altersrenten 1140 1051
Ehegattenrenten 232 221
Invalidenrenten 140 139
Erwachsenenrenten 1512 1411

Alterskinderrenten 17 15
Waisenrenten 37 45
Invalidenkinderrenten 23 25
Kinderrenten 77 85

Verhältnis Aktive/Rentner 4.68/1

Aktive Versicherte 7072
Rentner 1512

Altersstruktur Rentner
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3 Art der Umsetzung des Zweckes

3.1 Erläuterung des Vorsorgeplans

Es wird ein von den Arbeitnehmenden und den Arbeitgebenden finanzierter

umhüllender Vorsorgeplan geführt. Das Gesetz über die Pensionskasse des

Kantons Zug vom 1.9.1994 regelt die berufliche Vorsorge zur Absicherung

der wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität und Tod. Die Leistungen

sind in diesem Gesetz umschrieben.

3.2 Finanzierung, Finanzierungsmethode

Die Pensionskasse ist nach dem Beitragsprimat (Sparen/Risikolösung) auf-

gebaut und finanziert. Die Altersleistungen richten sich nach dem individu-

ell vorhandenen Sparguthaben. Die Risikoleistungen, die wir ab 2006 rück-

versichern, richten sich nach dem Salär oder der ausbezahlten Altersrente.

Die Beiträge berechnen sich in Prozent des versicherten Lohnes. Der versi-

cherte Lohn entspricht dem massgebenden AHV-Jahreslohn, vermindert um

den Koordinationsabzug.

3.3 Weitere Informationen zur Vorsorgetätigkeit

Im Berichtsjahr betrug der Koordinationsabzug 25% (maximal Fr. 25 800.–)

des massgebenden Jahreslohnes. 

Das Vorsorgekapital der Versicherten, die ihr Arbeitsverhältnis im Jahre 2007

fortsetzen, wurde im Berichtsjahr zu 3% verzinst; dasjenige der übrigen Ver-

sicherten (Austritte, Pensionierungen) zu 21⁄2%. 

4 Bewertungs- und Rechnungslegungs-Grundsätze, Stetigkeit

4.1 Bestätigung über Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER 26

Die Jahresrechnung entspricht in Darstellung und Bewertung der von der

Fachkommission für Empfehlungen zur Rechnungslegung (Swiss GAAP FER)

erlassenen Richtlinie Nr. 26 und vermittelt ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (true

& fair view). Sie steht im Einklang mit den Bestimmungen von Spezialge-

setzen der beruflichen Vorsorge.

4.2 Buchführungs- und Bewertungsgrundsätze

Die Buchführungs- und Bewertungsgrundsätze entsprechen den Vorschrif-

ten von Art. 47, 48 und 48a BVV2 sowie Swiss GAAP FER 26. Verbucht sind

aktuelle bzw. tatsächliche Werte per Bilanzstichtag:
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– Währungsumrechnung: Kurse per Bilanzstichtag

– Flüssige Mittel, Forderungen, Verbindlichkeiten: Nominalwert

– Wertschriften (inkl. Anlagefonds und -stiftungen, Obligationen: Kurswert

– Immobilien im Direktbesitz: Ertragswert, DCF-Methode

– Abgrenzungen und nicht-technische Rückstellungen: bestmögliche 

Schätzung der Geschäftsführung

– Vorsorgekapitalien und technische Rückstellungen: Berechnung durch 

Experten für die berufliche Vorsorge

– Sollwert der Wertschwankungsreserve: nach einem finanzökonomi-

schen Ansatz

5 Versicherungstechnische Risiken/Risikodeckung/Deckungsgrad

5.1 Art der Risikodeckung, Rückversicherung

Die Pensionskasse hat im Jahr 2006 die Risiken aus Alter selbst getragen.

Die Risiken aus Tod und Invalidität wurden rückversichert.

5.2 Entwicklung und Verzinsung der einzelnen Vorsorgekapitalien

Die vom Vorsorgeexperten berechneten Vorsorgekapitalien können auf-

grund der nachfolgenden Summen aus der Betriebsrechnung und den Be-

rechnungen aus der Versicherungsanwendung PEKA nachvollzogen werden.

5.2.1 Vorsorgekapital Aktive Versicherte

2006 CHF

Einnahmen 151 905 769.05
Spargutschriften 86 027 960.90
Freiwillige Einlagen 4 602 545.25
Freizügigkeitsleistungen 28 868 160.65
Einlagen Arbeitgeber 27 893.55
Einzahlungen bei Scheidung 1 435 396.85
Rückzahlungen Wohneigentumsförderung 973 578.20
Abgeltungen/Rückvergütungen AG 734 656.70
Zuschuss vom Sicherheitsfonds 0.00
Technische Abgrenzungen -3 440 027.75
Verzinsung Vorsorgekapital 3% 32 675 604.70

Ausgaben 112 637 420.40
Freizügigkeitsleistungen 33 703 742.00
Abgrenzung pendente Austritte per 31.12. 1 127 552.10
Auszahlung bei Scheidung 1 695 708.85
Vorbezüge Wohneigentumsförderung 7 855 000.00
Übertrag Vorsorgekapital Neurentner 64 674 945.55
Übertrag Vorsorgekapital für Risikofälle 3 580 471.90

Einnahmenüberschuss 39 268 348.65
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Entwicklung Vorsorgekapital Aktive Versicherte
Saldo 1.1. 1 098 527 633.50
Einnahmenüberschuss 39 268 348.65
Saldo 31.12. 1 137 795 982.15

5.2.2 Vorsorgekapital Rentner

2006 CHF

Einnahmen 109 101 833.05
Verzinsung Vorsorgekapital Rentner 4% 23 337 880.00
Übertrag Vorsorgekapital Neurentner 64 674 945.55
Übertrag Vorsorgekapital für Risikofälle 3 580 471.90
Aufwand Pensionierungsverluste Neurentner 5 691 395.20
Verstärkung neue Risikofälle, Abgrenzungen 2 817 140.40
Aufwand Teuerungszulage 2006 9 000 000.00

Ausgaben 55 298 265.95
Rentenleistungen 50 002 147.55
Alterskapitalauszahlungen 5 276 578.40
Todesfallkapitalauszahlungen 19 540.00
Ehegattenabfindungen 0.00

Einnahmenüberschuss 53 803 567.10

Entwicklung Vorsorgekapital Rentner
Saldo 1.1. 583 446 955.90
Einnahmenüberschuss 53 803 567.10
Saldo 31.12. 637 250 523.00

5.3 Summe der Altersguthaben nach BVG

31.12.2005 CHF 369 531 089.00
31.12.2006 CHF 388 830 454.00
Veränderung CHF 19 299 365.00

5.4 Ergebnis der letzten versicherungstechnischen 

Deckungskapitalberechnung und Reserven

Die notwendige Höhe der Vorsorgekapitalien Rentner und Aktive Versicher-

te und die erforderlichen Reserven werden vom Experten jährlich auf den Bi-

lanzstichtag (31.12.) neu berechnet. Das bilanzierte Vorsorgekapital per

31.12.2006 entspricht somit dem gemäss Experten mit Schreiben vom 

26. Januar 2007 mitgeteilten Vorsorgekapital. Alle drei Jahre wird eine aus-

führliche versicherungstechnische Bilanz erstellt, letztmals für das Rech-

nungsjahr 2004.

Die vom Experten verlangten Rückstellungen für die Langlebigkeit, für die

schrittweise Anpassung des Umwandlungssatzes (Pensionierungsver-

luste), für Versicherungsrisiken und für die Teuerungszulage konnten ge-
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bildet werden. Zur Abdeckung ausserordentlicher Versicherungsrisiken wird

bei der Rückversicherungsgesellschaft eine Kundenreserve geführt. Für die

allfällig spätere Anpassung des technischen Zinssatzes konnte wiederum

eine Rückstellung gebildet werden. Die Pensionskasse verfügt per Ende

2006 über die folgenden technischen Rückstellungen:

Rückstellung für Langlebigkeit CHF 22 300 000
Rückstellung für Pensionierungsverluste CHF 27 000 000
Rückstellung für Versicherungsrisiken CHF 2 100 000
Rückstellung Teuerungsausgleich 2006 CHF 9 000 000
Rückstellung Technischer Zinssatz CHF 9 000 000
Rückstellung PK Rück CHF 6 600 000
Total CHF 76 000 000

5.5 Technische Grundlagen und andere versicherungstechnisch relevante

Annahmen

Die versicherungstechnischen Berechnungen basieren per 31.12.2006 auf

den folgenden Grundlagen:

– Technischer Zinsfuss 4%

– Technische Grundlagen: EVK 2000 (Eidg. Versicherungskasse)

– Verstärkung durch Bildung von Rückstellungen für die Zunahme der 

Lebenserwartung seit der Veröffentlichung der technischen Grundlagen 

EVK 2000

In der Berichtsperiode wurden keine Änderungen von technischen Grund-

lagen vorgenommen.

5.6 Deckungsgrad nach Art. 44 BVV2

31.12.2006 CHF 31.12.2005 CHF
Aktiven 2 046 152 325.96 1 876 033 960.06
Verbindlichkeiten/Rechnungsabgrenzung -1 531 635.52 -2 376 342.40
Zur Deckung der Verpflichtungen verfügbar 2 044 620 690.44 1 873 657 617.66

Vorsorgekapital Aktive Versicherte 1 137 795 982.15 1 098 527 633.50
Vorsorgekapital Rentner 637 250 523.00 583 446 955.90
Technische Rückstellungen 76 000 000.00 59 000 000.00
Erforderliche Vorsorgekapitalien 
und technische Rückstellungen 1 851 046 505.15 1 740 974 589.40

Deckungsgrad 
(Verfügbar, in Prozent der erforderlichen Mittel) 110,4 107,6

Gemäss dem Pensionskassengesetz (§ 6 Abs. 2) garantieren der Kanton und

die Arbeitgeber der angeschlossenen Gruppen die Leistungen der Kasse je

gegenüber ihren eigenen Versicherten.
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Entwicklung des Deckungsgrades

6 Erläuterung der Vermögensanlage und der Ergebnisse 

aus Vermögensanlage

6.1 Organisation der Anlagetätigkeit, Anlagereglemente

Der Vorstand trägt im Rahmen seiner Führungsaufgabe die oberste Verant-

wortung für die Anlage des Pensionskassen-Vermögens. Die Vermögens-

anlage erfolgt unter Beachtung der Vorschriften von Artikel 49 bis 59 der

BVV2. Der Vorstand hat folgende Ablauforganisation definiert:

Die mittel- und langfristigen Anlageziele (Richtlinien, Grundsätze, Anla-

gestrategie, Begrenzung der Vermögensanlagen usw.), die Bewertung des

Vermögens und die Messung des Anlageerfolges (Benchmarks) werden

durch den Vorstand festgelegt.

Für die einzelnen Anlageentscheide (taktische Umsetzung der Anlagestra-

tegie), die Titelauswahl und das eigentliche Portfolio-Management ist die

Geschäftsstelle zuständig. Quartalsweise erstattet sie dem Vorstand um-

fassend Bericht. Das Wertschriftenportefeuille wird periodisch einer exter-

nen Analyse unterzogen.

Anlagestrategie

Der Vorstand hat sich 2006 erneut an einem Spezialseminar unter Beizug

externer Spezialisten intensiv mit der Anlagestrategie für die kommenden

Jahre (2007–2011) befasst. Dabei wurde die Sicherheit der Vermögensanla-

gen nicht nur unter Einbezug der finanziellen Lage, sondern auch unter

Berücksichtigung von Struktur und Entwicklung des Versichertenbestandes

beurteilt, wie dies nach Art. 50 BVV2 erforderlich ist. Pensionskassen sind

langfristige Investoren. Solange davon ausgegangen werden kann, dass der
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Fortbestand der Kasse gewährleistet ist, kann auch die Anlagestrategie auf

deren langfristige Bedürfnisse ausgerichtet werden. Die PK misst unter die-

sem Aspekt nach wie vor den Sachwertanlagen wie Aktien und Immobilien

eine grosse Bedeutung bei. Der Vorstand hat die bisherige, bewährte Stra-

tegie modifiziert und optimiert. Der Aktienanteil wurde leicht erhöht, wobei

die Gewichtung von den Aktien Schweiz zu den Aktien Ausland verschoben

wurde. Die Bereiche Obligationen Schweiz und Obligationen Ausland CHF

werden neu zusammengefasst in Obligationen CHF und die Anlagen in

Fremdwährungs-Obligationen leicht reduziert. Immobilien-Anlagen bleiben

unverändert eine bedeutende Anlagekategorie und sollen auch die rück-

läufigen Hypothekaranlagen kompensieren. Auf Investitionen in alternati-

ve Anlagen wie Hedge Funds und Private Equities sowie direkt in Rohstoffe

wird weiterhin verzichtet. Das Securities Lending (Ausleihung von Wert-

schriften) bleibt eingestellt. Diese Anlagevehikel sind für den Vorstand zu

wenig durchschaubar und mit zu vielen Risiken behaftet. Die taktischen

Bandbreiten wurden verengt. 

Die bisherige Strategie hat sich im Berichtsjahr wiederum bewährt. Ab dem

neuen Geschäftsjahr werden die Anlagen schrittweise an die neue Strate-

gie angepasst.

6.1.1 Verwaltungsmandate Wertschriften

Die Pensionskasse hat keine Verwaltungsmandate vergeben.

6.1.2 Verwaltungsmandate Immobilien

Verwaltungsmandat Ertragswert Anteil 
in 1000 CHF in %

Administra Immobilien-Treuhand AG, Zug 5 909 2
Hammer Retex AG, Cham 36 264 13
Jego Bau AG, Hünenberg 19 689 7
Löwen Bau- und Betriebs AG, Luzern 17 440 7
Alfred Müller AG, Baar 56 059 21
Müller + Partner Architekten AG, Baar 31 710 12
STS Schmidiger Treuhand AG, Rotkreuz 21 477 8
Hans Schmidlin AG, Cham 21 100 8
Seitzmeir Immobilien AG, Zürich 17 768 7
Trewin AG, Romanshorn 13 880 5
TRIAS Immobilien u. Verw. AG, Baden 17 793 7
Widmer Pfister Leuch AG, Romanshorn 7452 3
Total 266 541 100
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6.2 Inanspruchnahme Erweiterung mit Ergebnis des Berichts 

(Art. 59 BVV2)

Die Anlagen in Fremdwährungen liegen innerhalb der Gesamtbegrenzung

von 30% gemäss Art. 55e BVV2.

6.3 Zielgrösse und Berechnung der Wertschwankungsreserve gemäss

Swiss GAAP FER 26 

Die Zielgrösse der Wertschwankungsreserve wird nach einem finanzöko-

nomischen Ansatz festgelegt. Aufgrund der Zusammensetzung der Anlagen

wurde im Rahmen des Risiko-Check-up die Zielgrösse von der Complemen-

ta Investment-Controlling AG ermittelt. Es wird eine Schwankungsreserve

von 20,6% des technisch notwendigen Kapitals empfohlen.

Zielgrösse der empfohlenen Wertschwankungsreserve CHF 381 315 580
Wertschwankungsreserve per 31.12.2006 CHF 193 550 367

Gebuchte Wertschwankungsreserve in % des technisch
notwendigen Kapitals 10,5%
Zielgrösse in % 20,6%
Reservedefizit bei den Wertschwankungsreserven 10,1%

6.4 Darstellung der Vermögensanlage nach Anlagekategorien

Anlagekategorie Anteil Strategie Taktische
Bandbreite

Flüssige Mittel, Geldmarkt 3,1% 2% 1–10%
Obligationen CHF 27,0% 30% 25–30%
Obligationen FW 7,4% 8% 5–15%
Aktien Schweiz 21,0% 20% 15–30%
Aktien Ausland 15,9% 15% 10–20%
Immobilien und Hypotheken 24,5% 25% 20–30%
Forderungen, Darlehen 1,1%

100,0% 100%

Die Anlagevorschriften nach Art. 53 ff. BVV2 sind eingehalten. Bei den 

taktischen Bandbreiten handelt es sich um Zielwerte, welche sich aus der

Anlagestrategie ergeben.

6.5 Laufende (offene) derivative Finanzinstrumente

Per Bilanzstichtag waren keine Derivate im Einsatz. Während des Jahres

wurden keine derivativen Finanzinstrumente eingesetzt.

6.6 Erläuterung des Netto-Ergebnisses aus Vermögensanlagen 
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6.6.1 Ergebnis aus Vermögensanlagen

Die Ergebnisse der Vermögensanlagen sind in der Betriebsrechnung 

ausgewiesen.

6.6.2 Performance der Vermögensanlagen 

Die Gesamtperformance über sämtliche Vermögensanlagen beträgt im Be-

richtsjahr + 8,02% (Vorjahr 14,18%) und setzt sich wie folgt zusammen.

Performance Wertschriftenanlagen 8,45% (Vorjahr 16,76%)
Performance Immobilien 6,63% (Vorjahr 5,71%)
Performance Hypotheken 4,03% (Vorjahr 4,03%)

Über die letzten 14 Jahre wurde bei den Wertschriftenanlagen eine durch-

schnittliche Performance von 7,3% erreicht. 

Jährliche Performance der Wertschriften-Anlagen

Der kumulierte Performancevergleich zeigt den Anlageerfolg der letzten 

14 Jahre. Es ist uns gelungen, in den Jahren 1993 bis 2006 unseren Bench-

mark zu schlagen. So übertraf unser Anlageerfolg in der Mehrzahl der Jah-

re denjenigen des Schweizer Referenzindexes, Pictet BVG-Index 93, der 

einen Aktienanteil von 25% aufweist. Im Vergleich mit den Mischvermögen

der sechs grossen Anlagestiftungen mit vergleichbarer Aktiengewichtung

schnitten wir durchwegs besser ab.
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Kumulierter Performance-Vergleich

Im Berichtsjahr konnten wir in den Anlagekategorien Obligationen CHF, Ak-

tien Schweiz, Aktien Ausland und Immobilien unsere Benchmarks schlagen.

Die Performance bei den Fremdwährungs-Obligationen fiel rund 1⁄2% ge-

ringer aus als die analoge Indexzahl. Dies ist auf die Währungsentwicklung

zurückzuführen, vor allem beim UBS Global Bonds-Fund, der Yen-Obliga-

tionen übergewichtet hatte. Der Yen sank aber im Verlaufe des Jahres um 

8,2 Prozent.

Performance nach Anlagekategorien

6.7 Anlagen beim Arbeitgeber

Es bestehen keine Anlagen bei den Arbeitgebern. Im Weiteren hält die Pen-

sionskasse des Kantons Zug im Wertschriftenvermögen Aktien der Zuger

Kantonalbank von CHF 2,2 Mio.
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7 Erläuterung weiterer Positionen der Bilanz und Betriebsrechnung

7.1 Immobilien Direktanlagen

Immobilien Bau Anzahl Mietfl. Anteil
Whg. in %

Alleineigentum Wohnnutzung 628 71,8
Arth, Baumgarten 4-10 33
Baar, Parkstrasse 45/47/49/51 26
Cham, Zythusmatt 3-13 1997 53
R’horn, Hueber Rebgarten 11-19 1989 70
R’horn, Bachweg 3/3a/3b 1994 36
Rotkreuz, Weidstrasse 9/11 1981 34
Stein Wasserwerkstr. 26/36 1985 36
Steinhausen, Goldermatten. 40/42 1972 24
Steinhausen, Eichholzstr. 9/11 1980 26
Steinhausen, Eichholzstr. 22 1991 22
Steinhausen, Eichholzweg 2-20 1992 60
Steinhausen, Eichholzweg 9c/d/11c 1992 3
Turgi, Winterhaldenstr. 58/62 1984 36
Zug-Oberwil, Angelgasse 5/7 1964 28
Zug, St. Johannesstr. 19/21 1967 20
Zug, Riedmatt 12 1970 12
Zug, Hertizentrum 3-5 1983 48
Zug, Baarerstr. 94 1977 6
Zug, An der Lorze 7 2004 12

Alleineigentum Mischnutzung 43 4615 21,8
Winterthur, Marktgasse 1 1917 3 1821
Zug, Baarerstr. 19-23 1985 33 1940
Zürich, Wyssgasse 5 1992 7 854

Miteigentum 1/3 6030 6,4
Luzern, Haldenstr. 23/23a 1999 6030
Total 628 10 645 100

7.2 Immobilien indirekte Anlagen

Beteiligung Betrag in 1000 CHF Anteil in %
Immobilien-Anlagestiftungen 93 936 50,2
Immobilien Aktiengesellschaften 41 647 22,2
Immobilien Ausland 51 656 27,6
Total 187 239 100

7.3 Sparbeiträge und Spargutschriften

Im Berichtsjahr mussten infolge der ungünstigen demografischen Entwick-

lung beim Versichertenbestand gut 3 Mio. Franken mehr Spargutschriften

gewährt werden als Sparbeiträge eingezogen werden konnten. Seit 1995

betragen diese Mehrkosten, die aus dem Vermögensertrag finanziert wer-

den müssen, rund 17 Mio. Franken.
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7.4 Verwaltungsaufwand

2006 CHF 2005 CHF
Personalaufwand 973 814.15 992 387.35
Büromiete 92 775.70 92 405.30
Übrige Bürokosten 72 269.70 65 386.55
EDV-Kosten 135 503.45 141 890.20
Übrige Verwaltungskosten 56 544.70 50 122.60
Verwaltungsaufwand 1 330 907.70 1 342 192.00
Abschreibung auf EDV 70 000.00 100 000.00
Total Aufwand 1 400 907.70 1 442 192.00
Abzüglich
Anteil Vermögensverwaltung Wertschriften 295 224.95 293 022.45
Anteil Vermögensverwaltung Immobilien 101 216.95 100 128.40
Kosten Versichertenverwaltung 1 004 465.80 1 049 041.15

Anzahl Versicherte und Rentner 8584 8324

Verwaltungskosten 
(ohne Vermögensverwaltung) pro Destinatär 117.00 126.00

An die Verwaltungskosten leisten die Arbeitgebenden einen Beitrag von

0,18% der versicherten Löhne. Dieser Beitrag deckt die Hälfte der Kosten.

8 Auflagen der Aufsichtsbehörde

Es bestehen keine Auflagen der Aufsichtsbehörde. 

Die Aufsichtsbehörde hat am 2. Juni 2006 von der Jahresrechnung 2005

Kenntnis genommen.

9 Weitere Informationen mit Bezug auf die finanzielle Lage

9.1 Teilliquidation

Im Jahre 2006 musste keine Teilliquidation durchgeführt werden. Der eid-

genössische Gesetzgeber hat neue Bestimmungen zur Teilliquidation er-

lassen. Die Voraussetzungen und das Verfahren einer Teilliquidation sind

neu in einem Reglement, das von der Aufsichtsbehörde am 25. Oktober

2006 genehmigt wurde, festgehalten. Mit dem Versand der Versicherungs-

ausweise Mitte Februar 2007 haben wir unsere Versicherten auf das Regle-

ment aufmerksam gemacht, auf die Bestellmöglichkeit bei der Geschäfts-

stelle und auf die Verfügbarkeit auf unserer Website hingewiesen. 

9.2 Revision des PK-Gesetzes – Referendum verursacht Kosten

Am 31. August 2006 hat der Kantonsrat die Totalrevision des Gesetzes über

die Zuger Pensionskasse definitiv verabschiedet. Wir haben unsere Versi-
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cherten im September 2006 über den Inhalt des neuen Pensionskassenge-

setzes umfassend informiert. Am 13. Oktober 2006 wurde bei der Staats-

kanzlei das Referendum eingereicht. Der Regierungsrat hat den Termin für

die kantonale Volksabstimmung über das Referendum auf den 17. Juni 2007

festgelegt. Das neue Pensionskassengesetz kann frühestens 2008 – wenn

überhaupt – in Kraft treten. Dies verursacht bei der Pensionskasse erhebli-

che Kosten. Für ein einziges Jahr muss die Pensionskasse nichtfinanzierte

Aufwendungen von über 17 Mio. aus dem Vermögensertrag finanzieren,

nämlich Pensionierungsverluste von rund 6 Mio. Franken wegen überhöh-

tem Umwandlungssatz, 3 Mio. Mehraufwand für Spargutschriften wegen

ungünstiger Entwicklung des Versichertenbestandes und 8,4 Mio. wegen

ungenügender Finanzierung der Risikoleistungen. Solche Mehraufwendun-

gen, die überhaupt nur in ertragsstarken Jahren verkraftbar sind, können auf

Dauer nicht finanziert werden.

10 Ereignisse nach dem Bilanzstichtag

Zins 2007

Die Sparguthaben der aktiv Versicherten werden im Jahr 2007 vorläufig mit

21⁄2 % verzinst. Dieser Zins entspricht dem Mindestzins, wie ihn der Bun-

desrat festgelegt hat. Der Vorstand entscheidet Ende Jahr in Kenntnis des

voraussichtlichen Anlageerfolges definitiv über die Verzinsung der Spar-

guthaben. Das Renten-Deckungskapital muss gemäss dem aktuellen Vor-

sorgeplan unverändert mit 4 Prozent verzinst werden.

Modifizierte Anlagestrategie 2007–2011

Eine auf die langfristige Investitionstätigkeit und die langfristigen Ver-

pflichtungen ausgerichtete Anlagestrategie bildet die Grundlage für unse-

re Anlageentscheide. Die gegenüber der bisherigen Strategie nur geringfü-

gig modifizierte Anlagestrategie wird jetzt sukzessive umgesetzt. 

Anlagestrategie Gesamt-Portfolio

Asset Allocation Strategie Taktische Bandbreiten
Cash und kurzfristige Anlagen 2% 1–10%
Obligationen CHF 30% 25–35%
Obligationen Ausland FW 7% 2–12%
Aktien Schweiz 18% 13–23%
Aktien Ausland 18% 13–23%
inkl. Emerging Markets inkl. 4% EMMA 2–6%
Immobilien und Hypotheken 25% 20–30%

inkl. 5% Ausl. 3–7%
Total 100%
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A
Altersheim Chlösterli, Unterägeri
Altersheime Baar
Altersheim Büel, Cham
Alterswohnheim Mütschi, Walchwil
Alterszentrum Dreilinden, Rotkreuz
Ausgleichskasse des Kantons Zug

B
Betreibungsamt Risch
Bildungsnetz Zug
Bildxzug
Bürgergemeinde Zug
Bürgergemeinde Baar
Bürgergemeinde Menzingen

C
ConSol Arbeit für Menschen mit 
Behinderung, Zug

D
Drogen-Forum Zug

E
Ev. Kinderheim Lutisbach, Unterägeri
Ev.-ref. Kirchgemeinde Zug 

F
Fachstelle Migration, Zug
Familienhilfe Kanton Zug
Frauenzentrale Zug
Futura Ganztagesschule Baar

G
GBC Gemeinnützige 
Baugenossenschaft, Cham
Gebäudeversicherung des 
Kantons Zug
Gemeinde Oberägeri (Lehrpersonal)
Gemeinde Unterägeri
Gemeinde Menzingen
Gemeinde Baar 
Gemeinde Cham
Gemeinde Hünenberg
Gemeinde Steinhausen
Gemeinde Risch
Gemeinde Walchwil
Gemeinde Neuheim
Gemeinnützige Gesellschaft Zug
Gewässerschutzverband Cham

H
Heilpädagogischer Dienst Zug

I
IG Kultur Zug
Institut Montana Betriebs AG, 
Zugerberg
Interkantonale Schule für Pflege-
berufe, Baar
IV-Stelle Kanton Zug

K
Kanton Zug
Kath. Kirchgemeinde Zug
Kath. Kirchgemeinde Oberägeri
Kath. Kirchgemeinde Unterägeri
Kath. Kirchgemeinde Menzingen
Kath. Kirchgemeinde Baar
Kath. Kirchgemeinde Cham-
Hünenberg 
Kath. Kirchgemeinde Steinhausen
Kath. Kirchgemeinde Risch
Kath. Kirchgemeinde Walchwil
Kath. Kirchgemeinde Neuheim
Kinder- und Jugendberatung Zug
Klinik Adelheid AG, Unterägeri
Kloster Heiligkreuz
Komitee für Schweizerschulen im
Ausland, Bern
Korporation Zug
Krebsliga Zug

L
Landwirtschaftliche Schule Cham
Luegeten Zentrum für Pflege und
Betreuung, Menzingen
LVZ Lehrerinnen- und Lehrerverein
des Kantons Zug

P
Pädagogische Hochschule, Zug
Pensionskasse des Kantons Zug
Pflegezentrum Baar 
Privatschule Dr. Bossard, Unterägeri
Pro Arbeit
Pro Senectute, Zug
Psychiatrische Klinik Zugersee

R
Rheumaliga des Kantons Zug

S
Schulen St. Michael, Zug
Stadt Zug (Lehrpersonal) 
Stiftung Phoenix, Kanton Zug
Stiftung Museum Burg, Zug
Stiftung Maihof, Zug
Seniorenzentrum Weiherpark, 
Steinhausen
Sonnenbergschule Baar
Spitex Ägerital, Unterägeri
Spitex Stadt Zug
Spitex-Verein Baar
Spitex Walchwil
Spitex Steinhausen
Spitex Menzingen-Neuheim

T
Tagesheim Zug
Tagesheim Baar
Tagesschule Erika, Oberägeri
Tagesfamilien im Kanton Zug

V
Vereinigung der kath. Kirch-
gemeinden des Kantons Zug
Verein Aids-Hilfe Zug
Verein für Arbeitsmarktmass-
nahmen, Zug
Verein Gründerzentrum Zug

W
Waldschule Horbach
Wohnheim Eichholz, Steinhausen

Z
Zentralschweizer BVG- und 
Stiftungsaufsicht (ZBSA)
Zuger Kantonaler Frauenbund, Zug
Zuger Fachstelle Verein punkto
Jugend und Kind, Zug
Zuger Kantonsspital, Zug
Zuger Kunstgesellschaft, Zug
Zugerische Werkstätte für 
Behinderte, Baar
Zweckverband der Einwohner-
gemeinden zur Bewirtschaftung
von Abfällen, ZEBA, Cham

Gut zu wissen

Die Arbeitgeber unserer Versicherten
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2006 auf einen Blick
Aktive Versicherte 7072

Rentner/Rentnerinnen 1512

Angeschlossene Arbeitgeber 95

Eintritte Versicherte 969

Austritte Versicherte 810

in Mio. CHF

Bilanzsumme 2046

Sparkapital Versicherte 1138

Deckungskapital Renten 637

Reserven 270

Beitragsvolumen 98

Nettoergebnis aus Vermögensanlage 149

Renten- und Kapitalauszahlungen 55

Austrittsleistungen und Vorbezüge 44

Eintrittsleistungen und Einlagen 37

Performance Wertschriften 8,5 %

Performance Immobilien 6,6 %

Performance Hypotheken 4 %

Gesamtperformance 8 %

Zins auf Sparguthaben 3 %

Zins auf Rentenkapital (systembedingt) 4 %

Technischer Zinssatz 4 %

Bewertung Wertschriften Verkehrswert

Bewertung Immobilien DCF

Deckungsgrad 110,4 %

Editorial

Permanente Baustelle

Am 31. August
2006 hat der
Kantonsrat das
neue Gesetz über
die Zuger Pen-
sionskasse ver-
abschiedet. Im
Oktober wurde
bei der Staats-
kanzlei das Refe-

rendum gegen die Vorlage eingereicht. Die
Volksabstimmung findet am 17. Juni 2007
statt. Das neue Pensionskassengesetz
kann damit – wenn überhaupt – frühestens
auf das Jahr 2008 in Kraft treten. Mit jedem
Jahr, um das sich die Einführung des 
neuen Gesetzes verzögert, entstehen der
Pensionskasse höhere Verluste. Im Jahr
2007 belaufen sich diese bereits auf über
17 Mio. Franken. Dass unsere Kasse der-
artige Verluste auf die Dauer nicht mehr 
tragen kann, dürfte jedermann bzw. -frau
einleuchten. Eine neue PK-Lösung mit mehr
Finanzierungssicherheit liegt damit in 
unser aller Interesse. 

Das geltende Gesetz über die Pensions-
kasse des Kantons Zug stammt aus dem
Jahre 1994. Seit damals kamen neue Ge-
setze auf Bundesebene wie das Freizügig-
keitsgesetz (FZG) und das Gesetz über
Wohneigentumsförderung (WEF) hinzu.
Auch wurde das BVG umfassend revidiert.
Nachdem ein erster Entwurf zu einem neu-
en Pensionskassengesetz im Jahre 2001 in
der Vernehmlassung auf heftigen Wider-
stand gestossen war, entschied die Re-
gierung im Frühjahr 2002 – nach einer 
Denkpause – die Revisionsarbeiten neu 
aufzugleisen. Ende Mai 2006 brachte sie 
eine Vorlage ins Parlament, die von allen
Sozialpartnern als ausgewogen akzeptiert
wurde. Das Parlament mochte dem Regie-
rungsrat nicht in allen Teilen folgen und än-
derte die Vorlage in einigen Punkten ab. Bei
allem Verständnis für die Enttäuschung,

die sich nach dem Kantonsratsentscheid
eingestellt hat, gilt es aber zu bedenken,
dass bei einem Erfolg des Referendums ei-
ne neue Vorlage nicht zwingend «besser
ausfallen» muss. Umso mehr, als auf Bun-
desebene ja bereits ernsthaft über eine
neuerliche Senkung des Umwandlungssat-
zes diskutiert wird. Wie bei allen komplexen
Gebilden gibt es auch beim neuen Pen-
sionskassengesetz gewisse Punkte, mit 
denen man sich weniger anfreunden kann.
Wie andernorts üblich, ist es auch hier 
ratsam, Vor- und Nachteile abzuwägen, 
Einzelheiten zu relativieren und die Bedeu-
tung der Sache als Ganzes zu sehen. Im-
merhin bringt der Neuerlass Finan-
zierungssicherheit sowie weitere Vorteile 
und Modernisierungen.

Wie auch immer der Urnengang ausfällt,
die zweite Säule bleibt eine permanente
Baustelle. So steht aktuell in Bern eine 
weitere Herabsetzung des Umwandlungs-
satzes zur Diskussion. Konkret schlägt 
der Bundesrat vor, den Satz bis 2011 auf 
6,4 % zu senken (statt 6,8 % bis 2015). 
Hängig im Parlament sind zudem neue Re-
geln zum Mindestzinssatz und zum Wech-
sel der Vorsorgeeinrichtungen. Neu sollen
auch Anreize zum Weiterarbeiten nach dem
Alter 65 geschaffen werden. Die Rege-
lungsdichte nimmt stetig zu; der Aufwand
für Administration und Beratung der Kasse
steigt. Ein guter Grund mehr, die Zuger 
Pensionskasse als zuverlässigen, kompe-
tenten und sicheren Partner an seiner 
Seite zu wissen.

Pensionskasse des Kantons Zug

Der Präsident
Roman Balli

Vor zwanzig Jahren ist Hans Müller als Vertreter des 

Gemeindepersonals in den Vorstand gewählt worden. 

Seine Tätigkeit im Vorstand zählte er zweifelsfrei zu den

freudvollen Aufgaben. In diesen zwei Jahrzehnten hat er die

Anliegen der Pensionskasse tatkräftig unterstützt und deren

Entwicklung massgeblich mitgestaltet. Er zeichnete sich

durch seinen Sachverstand und sein unabhängiges Urteil

aus. Die Gesundung der Kasse war Hans Müller ein beson-

deres Anliegen und er setzte sich dafür ein, dass 

das bestehende Defizit abgebaut, Reserven geschaffen und

die Finanzierungssicherheit verbessert wurde. Mit 

Beharrlichkeit hat er sich immer für eine freiheitliche 

Entwicklung der Kasse eingesetzt. Als Vertreter der Arbeit-

nehmenden nahm er – stets unter dem Aspekt des Machba-

ren – konsequent und mit einem ausgewogenen sozialen

Engagement die Interessen der Versicherten wahr. 

Eine Amtsperiode lang war Esther Britschgi Mitglied des

Vorstandes. Als Gemeinderätin und Arbeitgebervertreterin

nahm sie die Interessen der Gemeinden wahr. Mit ihren aus-

gezeichneten Kenntnissen der Sozialpolitik ist es ihr leicht

gefallen, massgeblich mitzureden und Weichen zu stellen.

Mit gesundem Menschenverstand und einem bemerkens-

werten Augenmass für das Machbare hat sie mit Vorliebe

pragmatische Lösungen unterstützt.

Herzlich danken wir Esther Britschgi und Hans Müller für

ihren grossen Einsatz. Wir werden ihre grosse und lang-

jährige Erfahrung vermissen.

Es ist ein Glücksfall, dass wir mit der engagierten Gemein-

derätin Regula Hürlimann aus Hünenberg und dem ausge-

wiesenen Finanzfachmann Markus Steiner aus Neuheim

zwei versierte Nachfolger gefunden haben. Wir wünschen

beiden Neumitgliedern, dass die Vorstandsarbeit zu ihren

interessanten Aufgaben gehören mögen. Wir heissen sie

herzlich willkommen und freuen uns auf eine erfolgreiche

Zusammenarbeit.

Personelles
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Wir sichern Ihre Rente




